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PROF. PETER FILZMAIER

Filzmaier
analysiert

Die staatlichen Ein-
griffe reichen von

den Coronamaßnahme
über das Steuerrecht mit d
Bekämpfung der kalten Pr
gression als schleichend
Geldverlust bis hin zu sozia
politischen Schutz- un
Hilfsleistungen gegen Teu
rung und Energieknapphe
Hinzu kommen nationa
und internationale Verträg
Weil etwa eine Besteuerun
der Übergewinne von Ene
giefirmen oder was auch im
mer für die Senkung d
Strom- und Gaspreise kau
funktioniert, wenn man
nur im eher ohnmächtige
Kleinstaat Österreich sta
im Rahmen der EU macht.

So weit, so gut. Doc
wollen wir mehr od

weniger Staat? Das ist poli-
tisch und politikwissen-
schaftlichumstritten.„Rech-
te“ und libertäre bzw. liberale
Parteien sind an sich wirt-
schaftspolitisch für weniger
Staat. Sie vertrauen lieber
dem freien Markt und dorti-
gen Selbstregelungsprozes-
sen. „Linke“ Parteien glau-
ben an die Ordnungskraft des
Staates, obwohl dieser in der
verstaatlichten Industrie
nicht immer ein guter Mana-
ger war. Bloß in Krisenzeiten
ist man sich einig, dass der
Staat uns gefälligst helfen
soll.

Natürlich entscheiden
und handeln für den

Staat genau solche Men-
schen, wie wir es sind. Man
nennt sie Politiker, die wir
uns durch Wahlen direkt
oder indirekt selber ausge-
sucht haben. Dummerweise
gibt es ein Problem. Einer-

Was der Staat alles
Politik hatdieAufgabe, unser aller Zusammenleben zu regeln.GanzohneGesetze,
Verordnungen und Verträge würden wir als Gemeinschaft im Chaos leben. Der
„Staat“ – gemeint sind auch die Bundesländer und als Staatengebilde die EU –
greift deshalb sowohl in die Wirtschaft als auch in unser Privatleben massiv ein.

seits wird von Staat und Poli-
tik erwartet, dass sie alle
Probleme lösen. Also die
Teuerung stoppen, die Ener-
gieversorgung sichern und
die Coronapandemie been-
den.

Andererseits wird Poli-
tikern, welche das als

Wunderwuzzis schaffen soll-
ten, von nahezu allen Berufs-
gruppen das geringste Ver-
trauen entgegengebracht.
Die erschütternd geringen

Vertrauenswerte für Politi-
ker gelten gleichermaßen für
Regierung und Opposition
sowie quer durch alle Partei-
en. Also denken viele: Figu-
ren, denen wir misstrauen,
sollen sich am liebsten gar
nicht in unser Leben einmi-
schen.

Wer sonst soll jedoch
Regeln und Maßnah-

men beschließen, um gegen
Krieg, Inflation und kalte
Wohnungen zu kämpfen?

Ein einzelner Durchschnitts-
österreicher kann Energie
sparen, wird ansonsten aber
weltweit nichts ausrichten.
Zusätzlich trompeten oft ir-
gendwelche Gruppen im
Realleben oder Internet
Scheinlösungen für alle
Probleme Österreichs und
der Welt. Sie behaupten ohne
jedweden Beleg, die Mehr-
heitsmeinung zu vertreten.

Dabei eignen sich sogar
Volksabstimmungen
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kaum für das aktuelle Kri-
senmanagement des Staates,
weil sie nach dem Fristen-
verlauf immer erst in späte-
rer Zukunft stattfinden so-
wie gemäß der Verfassung in
allen Details ausformulierte
Gesetzesentwürfe verlan-
gen. Otto Normalverbrau-
cher kann solche Entwürfe
nicht schreiben. Dafür
braucht es meistens die Hilfe
der öffentlich Bediensteten
im Staatsapparat.

Reine Volksbefragun-
gen wiederum sind

nicht einmal rechtlich bin-
dend. In der Schweiz als ver-
meintliches Musterland der
Direktdemokratie findet üb-
rigens keinesfalls über Coro-
naverordnungen, währungs-

politische Maßnahmen oder
Stromsparbeschlüsse jedes
Mal ein Volksentscheid
statt. Genauso hat der
schweizerische Bundesrat –
die Regierung – sowohl die
Vorgangsweisen für eine
Antiteuerung als auch Sank-
tionen gegen Russland be-
schlossen.

Das Volk in der sehr di-
rektdemokratischen

Schweiz ist durchaus der
Meinung, dass da besser der
Staat reagieren soll und das
rasch. In der EU kommt hin-
zu, dass bei einem Beschluss
für die Einführung oder Auf-
hebung aller Sanktionen im
Interesse eines gemeinsa-
men Vorgehens Einstim-
migkeit herrschen muss.

Einzelstaatliche Soloaktio-
nen von Österreich oder
sonst wem sind hier demzu-
folge gar nicht möglich.

Egal, ob der Staat in
den vielen Krisen etwas

richtig oder falsch macht,
ein Konsens sollte ange-
sichts der Vielfachkrisen be-
stehen: Das Konzept des
Nachtwächterstaates passt
hinten und vorne nicht. Die-
ser Begriff meint, dass der
Staat möglichst überhaupt
nicht in den Wirtschaftspro-
zess eingreift, also keine ak-
tive Wirtschaftspolitik be-
treibt. Beschränkt sich heut-
zutage ein Staat auf Mini-
malfunktionen wie den
Schutz der Bürger gegen Ge-
walt, so müssten wir in Kür-

ze Monat für Monat Strom-
rechnungen von Tausenden
Euro bezahlen.

Was wir beim allgemei-
nen Schimpfen über

den Staat zudem leider
wahrhaben sollten: Bundes-
weite Strompreisbremsen ja
oder nein, niederösterreichi-
sche Zusatzrabatte ja oder
nein, Anbietervorteile zum
Beispiel in der Steiermark ja
oder nein – wir sind in einer
Krisensituation, in der es für
den Staat nicht „die“ Lö-
sung gibt. Sondern es bes-
tenfalls um Schadensbe-
grenzung geht. Da ist unsere
Erwartungshaltung „Die
Politik soll das lösen!“ un-
erfüllbar. Auch wenn das
keiner hören will.

(nicht) machen kann
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